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Artikel 1
Änderung des Landesrichtergesetzes

Das Landesrichtergesetz des Landes Mecklenburg-Vorpommern 
vom 7. Juni 1991 (GVOBl. M-V S. 159), das zuletzt durch Ar-
tikel 2 des Gesetzes vom 26. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 598) 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert:

1. Die Bezeichnung des Gesetzes wird wie folgt neu gefasst:

„Gesetz über die Richterinnen und Richter sowie 
die Staatsanwältinnen und Staatsanwälte des Landes 

Mecklenburg-Vorpommern (RiG M-V)“.

2. Die Inhaltsübersicht wird wie folgt gefasst:

„ERSTER ABSCHNITT – Allgemeines

§ 1 Grundsatz
§ 2 Geltungsbereich
§ 3 Geltung des Beamtenrechts
§ 3a Prüfung der Verfassungstreue
§ 4 Richtereid
§ 5 Altersgrenze
§ 6 Dienstliche Beurteilung, Rechtsverordnung
§ 7 Ernennung und Übertragung eines weiteren Richter-

amtes
§ 8 Teilzeitbeschäftigung und Beurlaubung aus familiä-

ren Gründen; Urlaub ohne Dienstbezüge
§ 8a Beurlaubung aus Arbeitsmarktgründen
§ 8b Teilzeitbeschäftigung 
§ 8c Freistellungen und berufliches Fortkommen
§ 8d Teilzeitbeschäftigung zur Sicherung des Wissens-

transfers
§ 9 Fehlerhafte Ernennungsurkunde
§ 10 Eid der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter

ZWEITER ABSCHNITT – Richtervertretung

Erster Teil – Allgemeines
§ 11 Richterrat und Präsidialrat
§ 12 Amtszeit und Ruhen der Mitgliedschaft
§ 13 Schweigepflicht, Geschäftsordnung und Kosten
§ 14 Rechtsweg

Zweiter Teil – Richterrat
§ 15 Aufgabe des Richterrates, Beteiligung
§ 15a Bildung von Richterräten
§ 15b Zusammensetzung der Richterräte
§ 15c Wahlgrundsätze
§ 15d Wahlberechtigung und Wählbarkeit
§ 15e Wahlverfahren
§ 15f Entsprechende Geltung für Bezirksrichterräte und 

Hauptrichterrat

§ 15g Zuständigkeit der Richterräte
§ 16 Mitbestimmung
§ 16a Mitwirkung
§ 16b Beteiligungsgespräch
§ 17 Mitbestimmungsverfahren
§ 18 Einigungsstelle
§ 18a Entscheidungen der Einigungsstelle im Mitbestim-

mungsverfahren
§ 19 Mitwirkungsverfahren 
§ 20 Gemeinsame Aufgaben von Richterrat und Personalrat
§ 21 Gemeinsame Personalversammlung

Dritter Teil – Präsidialrat
§ 22 Aufgaben und Zuständigkeit der Präsidialräte
§ 23 Bildung und Zusammensetzung des Präsidialrats
§ 24 Wahlberechtigung und Wählbarkeit 
§ 25 Wahlverfahren
§ 26 Ausscheiden und Ausschluss von Mitgliedern; Ein-

tritt der stellvertretenden Mitglieder
§ 27 Ausübung des Amtes
§ 28 Beteiligungsverfahren
§ 28a Verfahren bei abweichender Stellungnahme des Präsi-

dialrates
§ 29 Beschlussfassung
§ 30 Beteiligung der obersten Dienstbehörde

DRITTER ABSCHNITT – Richterdienstgerichte

Erster Teil – Errichtung und Zuständigkeit 
§ 31 Errichtung
§ 32 Zuständigkeit des Dienstgerichts
§ 33 Zuständigkeit des Dienstgerichtshofs
§ 34 Dienstaufsicht

Zweiter Teil – Besetzung
§ 35 Mitglieder der Richterdienstgerichte
§ 36 Besetzung des Dienstgerichts
§ 36a Ständige Mitglieder
§ 36b Nichtständiges Mitglied
§ 36c Besetzung des Dienstgerichtshofs
§ 36d Mitglieder
§ 37 Verbot der Amtsausübung
§ 38 Erlöschen und Ruhen des Amts

Dritter Teil – Disziplinarverfahren
§ 39 Anwendung des Landesdisziplinargesetzes
§ 40 Entscheidungen des Dienstgerichts an Stelle der obers-

ten Dienstbehörde
§ 41 Ermittlungsführende, Pflegerin oder Pfleger, Betreue-

rin oder Betreuer
§ 42 Zulässigkeit der Revision
§ 43 Bekleidung mehrerer Ämter
§ 44 Richterinnen und Richter auf Probe und kraft Auf-

trags

* Ändert Gesetz vom 7. Juni 1991; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 301 - 1

Fünftes Gesetz zur Änderung des Landesrichtergesetzes*

Vom 22. August 2023

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:
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Vierter Teil – Versetzungs- und Prüfungsverfahren
§ 45 Allgemeine Verfahrensvorschriften
§ 46 Vorläufige Untersagung der Führung der Amtsgeschäfte
§ 47 Versetzungsverfahren
§ 48 Einleitung des Prüfungsverfahrens
§ 49 Versetzung in den Ruhestand ohne Antrag
§ 50 Urteilsformel im Prüfungsverfahren
§ 51 Aussetzung von Prüfungsverfahren
§ 52 Kostenentscheidung in besonderen Fällen

VIERTER ABSCHNITT – Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte

Erster Teil – Allgemeines
§ 53 Für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte geltende 

Vorschriften

Zweiter Teil – Vertretung der Staatsanwältinnen und Staats-
anwälte
§ 54 Bildung und Aufgaben der Staatsanwaltsräte und des 

Hauptstaatsanwaltsrates
§ 55 Zusammensetzung und Wahl der Staatsanwaltsräte 

und des Hauptstaatsanwaltsrats
§ 55a Beteiligungsverfahren und Rechtsweg
§ 55b Beteiligung in gemeinsamen Angelegenheiten

Dritter Teil – Disziplinarverfahren
§ 56 Zuständigkeit der Dienstgerichte für Richterinnen und 

Richter
§ 57 Bestellung der nichtständigen Beisitzerinnen und 

Beisitzer
§ 58 Reihenfolge der Mitwirkung
§ 59 Disziplinarstrafen
§ 60 Verfahren

FÜNFTER ABSCHNITT – Übergangs- und Schlussvor-
schriften

§ 61 Übergangsvorschrift
§ 62 Verwaltungsvorschriften
§ 63 Inkrafttreten“.

3. § 1 wird wie folgt gefasst:

„§ 1
Grundsatz

Die rechtsprechende Gewalt obliegt den Richterinnen und 
Richtern. Sie sind unabhängig und nur dem Gesetz unterwor-
fen. Sie sprechen Recht im Namen des Volkes.“

4. § 2 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Dieses Gesetz gilt, soweit es nichts anderes bestimmt, 
für die Berufsrichterinnen und Berufsrichter im Landesdienst. 
Für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte gilt es, soweit es be-
sonders bestimmt ist.“

5. § 3 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„(1) Soweit das Deutsche Richtergesetz und dieses Gesetz 
nichts anderes bestimmen, gelten für die Rechtsverhältnisse 
der Richterinnen und Richter die Vorschriften für Beamtinnen 

und Beamte des Landes Mecklenburg-Vorpommern entspre-
chend.“

6. § 3a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Wörtern „der Bewer-
ber“ die Wörter „die Bewerberin oder“ eingefügt.

b) In Absatz 1 Satz 3 werden vor den Wörtern „des Bewer-
bers“ die Wörter „der Bewerberin oder“ eingefügt.

c) In Absatz 1 Satz 5 werden vor den Wörtern „den Bewer-
ber“ die Wörter „die Bewerberin oder“ eingefügt.

7. § 4 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 1 werden die Wörter „Der Richter hat“ durch 
die Wörter „Die Richterinnen und Richter haben“ ersetzt.

8. § 5 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 und Absatz 2 Satz 1 und 2 werden vor 
dem Wort „Richter“ die Wörter „Richterinnen und“ ein-
gefügt.

b) In Absatz 3 Satz 1 werden vor den Wörtern „eines Rich-
ters“ die Wörter „einer Richterin oder“ eingefügt.

c) In Absatz 4 Satz 1 und 2, Absatz 5 Satz 1, 2 und 3 und Ab-
satz 6 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter „Rich-
terinnen und“ eingefügt.

9. § 6 wird wie folgt gefasst:

„§ 6
Dienstliche Beurteilung, Rechtsverordnung

(1) Eignung, Befähigung und fachliche Leistung der Richte-
rinnen und Richter sind dienstlich zu beurteilen. Die Beurtei-
lung schließt mit einem Gesamturteil, das auf der Würdigung 
aller Einzelmerkmale beruht. Beurteilungen für Richterinnen 
und Richter dürfen die richterliche Unabhängigkeit nicht be-
einträchtigen. Eine Stellungnahme zum Inhalt richterlicher 
Entscheidungen ist unzulässig.

(2) Dienstliche Beurteilungen von auf Lebenszeit ernannten 
Richterinnen und Richtern sind in regelmäßigen zeitlichen 
Abständen und zu festen Stichtagen zu erstellen (Regelbe-
urteilung). Dienstliche Beurteilungen sind auch zu erstellen, 
wenn es die dienstlichen oder persönlichen Verhältnisse er-
fordern (Anlassbeurteilung). Der Anlass ist in der Beurteilung 
zu vermerken.

(3) Richterinnen und Richter auf Probe sind spätestens neun 
Monate nach Beginn und unmittelbar vor Ablauf der Probe-
zeit zu beurteilen, Richterinnen und Richter kraft Auftrags 
spätestens vor der Lebenszeiternennung. Richterinnen und 
Richter auf Zeit sind anlässlich der Beendigung ihrer Amts-
zeit dienstlich zu beurteilen.

(4) Das für Justiz zuständige Ministerium wird ermächtigt, 
die Grundsätze für dienstliche Beurteilungen sowie für das 
Beurteilungsverfahren, insbesondere die Zuständigkeiten, 
Beurteilungsintervalle, Zeitpunkte, Anlässe, das Bewertungs-
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system und weitere Inhalte der Beurteilungen durch Rechts-
verordnung zu regeln. In der Rechtsverordnung nach Satz 1 
kann auch geregelt werden, welche Richterinnen und Richter 
nicht mehr regelmäßig beurteilt werden und dass die Beurtei-
lung bei Richterinnen und Richtern auf Probe und kraft Auf-
trags nur mit der Feststellung abzuschließen ist, ob der oder 
die Beurteilte für die Berufung in das Richter- oder Beamten-
verhältnis auf Lebenszeit geeignet, noch nicht geeignet oder 
nicht geeignet ist.

(5) Für eine Auswahlentscheidung besitzen Beurteilungen als 
maßgebliche Entscheidungsgrundlage hinreichende Aktuali-
tät, deren Ende des Beurteilungszeitraumes zum Zeitpunkt der 
Auswahlentscheidung nicht länger als drei Jahre zurückliegt.“

10. § 7 wird wie folgt gefasst:

„§ 7
Ernennung und Übertragung eines weiteren Richteramtes

Jeder Richterin und jedem Richter kann ein weiteres Rich-
teramt übertragen werden. Ohne deren Zustimmung ist die 
Übertragung nur zulässig, wenn sie aus dienstlichen Gründen 
geboten und zumutbar ist.“

11. § 8 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird um ein Semikolon und die Wörter 
„Urlaub ohne Dienstbezüge“ ergänzt.

b) In Absatz 1 werden die Wörter „Einem Richter ist“ durch 
die Wörter „Richterinnen und Richtern wird“, das Wort 
„er“ durch das Wort „sie“ und die Wörter „betreut oder 
pflegt“ durch die Wörter „betreuen oder pflegen“ ersetzt.

c) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 1a eingefügt:

„(1a) Einer Richterin und einem Richter ist auf Antrag

1. Urlaub ohne Dienstbezüge bis zur Dauer von insge-
samt zehn Jahren oder

2. nach Vollendung des fünfzigsten Lebensjahres und 
einer Beschäftigungszeit im öffentlichen Dienst von 
mindestens 15 Jahren Urlaub ohne Dienstbezüge, der 
sich auf die Zeit bis zum Beginn des Ruhestandes er-
strecken kann,

zu bewilligen, wenn dienstliche Gründe nicht entgegen-
stehen.“

d) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden vor den Wörtern „der Richter“ die 
Wörter „die Richterin oder“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden nach den Wörtern „nach Absatz 1 
Nr. 2“ die Wörter „und Absatz 1a“ und vor den Wör-
tern „der Richter“ die Wörter „die Richterin oder“ 
eingefügt.

e) In Absatz 5 Satz 2 und 3 werden vor den Wörtern „dem 
Richter“ die Wörter „der Richterin oder“ eingefügt.

f) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden vor den Wörtern „der Richter“ die 
Wörter „die Richterin oder“ eingefügt.

12. § 8a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Einem Richter“ durch die 
Wörter „Richterinnen und Richtern“ ersetzt und vor dem 
Wort „Bewerber“ die Wörter „Bewerberinnen und“ ein-
gefügt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 Nr. 2 und Nr. 3 werden vor den Wörtern 
„der Richter“ jeweils die Wörter „die Richterin oder“ 
eingefügt.

bb) In Satz 3 werden die Wörter „des Richters“ gestri-
chen.

cc) In Satz 4 werden vor den Wörtern „dem Richter“ die 
Wörter „der Richterin oder“ eingefügt.

c) Absatz 4 wird gestrichen.

13. § 8b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Einem Richter“ durch die 
Wörter „Richterinnen und Richtern“ ersetzt.

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 3 und Nr. 4 werden vor den Wörtern 
„der Richter“ jeweils die Wörter „die Richterin oder“ ein-
gefügt.

c) In Absatz 3 Satz 2 werden vor den Wörtern „dem Richter“ 
die Wörter „der Richterin oder“ eingefügt.

d) Nach Absatz 3 wird folgender Absatz 4 eingefügt:

„(4) Wenn dienstliche Belange nicht entgegenstehen, ist 
die nach Absatz 1 zulässige Teilzeitbeschäftigung auf An-
trag auch in der Weise zu bewilligen, dass während des 
einen Teils des Bewilligungszeitraumes der regelmäßi-
ge Dienst erhöht und diese Erhöhung des regelmäßigen 
Dienstes während des anderen Teils des Bewilligungs-
zeitraumes durch eine ununterbrochene volle Freistellung 
vom Dienst ausgeglichen wird. Voraussetzung für die 
Freistellungsphase ist, dass zu deren Beginn der regel-
mäßige Dienst für den Gesamtzeitraum der Freistellung 
bereits erbracht wurde.“

14. § 8c wird wie folgt geändert:

Die Wörter „von Richtern mit Teilzeitbeschäftigung gegen-
über Richtern mit Vollzeitbeschäftigung“ werden durch die 
Wörter „von Teilzeit- gegenüber Vollzeitbeschäftigten“ er-
setzt.

15. § 8d wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor den Wörtern „einem Rich-
ter“ die Wörter „einer Richterin oder“ und vor den Wör-
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tern „seiner Zustimmung“ die Wörter „ihrer oder“ einge-
fügt.

b) In Absatz 2 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

16. § 9 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden vor den Wörtern „der Richter“ die 
Wörter „die Richterin oder“ und vor den Wörtern 
„eines Richters“ die Wörter „einer Richterin oder“ 
eingefügt.

bb) In Satz 2 werden vor den Wörtern „zum Richter“ die 
Wörter „zur Richterin oder“, vor den Wörtern „der 
Richter“ die Wörter „die Richterin oder“ und vor den 
Wörtern „eines Richters“ die Wörter „einer Richterin 
oder“ eingefügt.

cc) In Satz 3 werden vor den Wörtern „eines Richters“ 
jeweils die Wörter „einer Richterin oder“ eingefügt.

b) In Absatz 3 werden die Wörter „so behält der Richter 
seine bisherige Rechtsstellung“ ersetzt durch die Wörter 
„bleibt die bisherige Rechtsstellung erhalten“.

17. § 10 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„Eid der ehrenamtlichen Richterinnen und Richter“.

b) Vor dem Wort „Richter“ werden die Wörter „Richterinnen 
und“ eingefügt.

18. § 12 Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„(2) Die Mitgliedschaft in der Richtervertretung ruht, solange 
dem Mitglied die Führung der Amtsgeschäfte vorläufig unter-
sagt oder es vorläufig des Dienstes enthoben ist.“

19. § 14 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 2 werden das Wort „Berufsrichtern“ durch 
die Wörter „berufsrichterlichen Mitgliedern“ ersetzt und vor 
dem Wort „Richtern“ die Wörter „Richterinnen und“ einge-
fügt.

20. § 15 wird wie folgt geändert:

In Satz 1, Satz 2 und Satz 3 werden jeweils vor dem Wort 
„Richter“ die Wörter „Richterinnen und“ eingefügt.

21. § 15b wird wie folgt neu gefasst:

„(1) Der Richterrat besteht

1. bei Gerichten mit 50 und mehr wahlberechtigten Richte-
rinnen und Richtern aus fünf Mitgliedern,

2. bei Gerichten mit mehr als 14 und weniger als 50 wahl-
berechtigten Richterinnen und Richtern aus drei Mitglie-
dern,

3. im Übrigen aus einem Mitglied.

(2) Der Bezirksrichterrat besteht aus drei Mitgliedern.

(3) Der Hauptrichterrat besteht aus fünf Mitgliedern.

(4) Jedes Mitglied eines Richterrats hat mindestens ein Er-
satzmitglied.“

22. § 15c wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Richtern“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

b) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„Zur Wahl des Richterrats können die wahlberechtigten 
Richterinnen und Richter Wahlvorschläge einreichen. Bei 
Gerichten mit bis zu 20 Wahlberechtigten kann jede Rich-
terin und jeder Richter einen Wahlvorschlag unterbreiten. 
Bei Gerichten mit mehr als 20 Wahlberechtigten müssen 
die Wahlvorschläge von mindestens einem Zwanzigstel 
der Wahlberechtigten unterzeichnet sein. Die Unterzeich-
nung durch zehn wahlberechtigte Richterinnen und Rich-
ter genügt in jedem Fall.“

23. § 15d wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„An ein anderes Gericht abgeordnete Richterinnen und 
Richter sind für den Richterrat des Gerichts, an das sie 
abgeordnet sind, nicht wählbar. Sie werden wahlbe-
rechtigt, sobald die Abordnung länger als drei Monate 
gedauert hat. Zu diesem Zeitpunkt verlieren sie ihre 
Wahlberechtigung und Wählbarkeit für den Richterrat 
des bisherigen Gerichts. Gehören sie dem Richterrat 
des bisherigen Gerichts an, so scheiden sie zum selben 
Zeitpunkt aus. Entsprechendes gilt, wenn eine Richterin 
oder ein Richter länger als sechs Monate an eine ande-
re Dienststelle abgeordnet oder ohne Dienstbezüge be-
urlaubt ist.“

24. § 15e wird wie folgt geändert:

a) In Satz 2 werden die Wörter „der Präsident oder der Di-
rektor“ durch die Wörter „die Leitung“ ersetzt und vor 
dem Wort „Richter“ die Wörter „Richterinnen und“ ein-
gefügt.

b) In Satz 3 werden die Wörter „einen Versammlungsleiter“ 
durch die Wörter „eine Person als Versammlungsleitung“ 
ersetzt.

c) In Satz 4 werden vor dem Wort „Richtern“ die Wörter 
„Richterinnen oder“ eingefügt.

25. § 15g wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„Hat die Dienststelle über beteiligungspflichtige Angele-
genheiten von Richterinnen und Richtern zu entscheiden, 
die ihr nicht angehören, und ist eine für die Betroffenen 
zuständige Richtervertretung bei ihr nicht vorhanden, so 
wird auf Ersuchen der entscheidungsbefugten Dienststel-
le die zuständige Richtervertretung derjenigen Dienststel-
le beteiligt, der die Richterin oder der Richter angehört.“

26. § 16 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 1 werden vor dem Wort „Richter“ die 
Wörter „Richterinnen und“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 Nr. 1 werden vor den Wörtern „einen 
Richter“ die Wörter „eine Richterin oder“ und vor den 
Wörtern „der Betroffene“ die Wörter „die oder“ einge-
fügt.

c) In Absatz 4 Nr. 2 werden vor den Wörtern „einen Richter“ 
die Wörter „eine Richterin oder“ eingefügt.

d) Absatz 5 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 und 2 werden vor dem Wort „Richter“ je-
weils die Wörter „Richterinnen und“ eingefügt.

bb) In Nr. 4 wird das Wort „Erhebung“ durch das Wort 
„Hebung“ ersetzt.

27. § 16a Absatz 1 wird wie folgt geändert:

a) In Nr. 1 werden vor den Wörtern „eines Richters“ die 
Wörter „einer Richterin oder“ eingefügt und wird das 
Wort „dessen“ durch das Wort „deren“ ersetzt.

b) In Nr. 2 werden vor den Wörtern „eines Richters“ die 
Wörter „einer Richterin oder“ eingefügt.

c) In Nr. 5 werden vor den Wörtern „des Leiters“ die Wörter 
„der Leiterin oder“ eingefügt.

28. § 17 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 2 Satz 7 werden vor den Wörtern „den Richter“ 
die Wörter „die Richterin oder“ eingefügt.

b) In Absatz 3 Satz 2 werden vor dem Wort „Richter“ jeweils 
die Wörter „Richterinnen oder“ eingefügt.

29. § 18 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 Satz 4 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen oder“ eingefügt.

30. § 18a wird wie folgt geändert:

In Absatz 2 Satz 2 werden vor den Wörtern „den Minister-
präsidenten“ die Wörter „die Ministerpräsidentin oder“ ein-
gefügt.

31. § 19 wird wie folgt geändert:

In Absatz 3 Satz 2 werden vor dem Wort „Richter“ jeweils die 
Wörter „Richterinnen oder“ eingefügt.

32. § 20 wird wie folgt geändert:

In Satz 1 wird das Wort „Richter“ wird durch die Wörter „die 
richterlichen“ ersetzt.

33. § 21 wird wie folgt geändert:

Das Wort „Richter“ wird durch die Wörter „die richterlichen 
Beschäftigten“ ersetzt.

34. § 22 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 2a, 3, 4 und 5 werden vor den Wörtern 
„eines Richters“ jeweils die Wörter „einer Richterin oder“ 
eingefügt.

b)  In Absatz 2 Satz 1 werden vor dem Wort „Richter“ die 
Wörter „Richterinnen und“ eingefügt.

c) In Absatz 3 werden vor den Wörtern „der Richter“ jeweils 
die Wörter „die Richterin oder“ eingefügt.

35. § 23 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden vor den Wörtern „dem Präsidenten“ 
die Wörter „der Präsidentin oder“ und vor dem Wort 
„Vorsitzender“ die Wörter „Vorsitzende oder“ einge-
fügt.

bb) In Nr. 2 werden vor dem Wort „Richtern“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

cc) In Nr. 4 werden vor den Wörtern „einem Stellver-
treter“ die Wörter „einer Stellvertreterin oder“ ein-
gefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„Stellvertreterin oder Stellvertreter der zum Vorsitz beru-
fenen Präsidentin oder des Präsidenten ist dessen zustän-
dige Vertreterin oder dessen zuständiger Vertreter.“

36. § 24 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

b) In Absatz 2 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ und nach dem Wort „Jahren“ die 
Wörter „Richterin oder“ eingefügt.

37. § 25 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

b) In Absatz 4 wird das Wort „Justizministerium“ durch die 
Wörter „für Justiz zuständige Ministerium“ ersetzt.

c) Absatz 5 wird wie folgt gefasst:

„Die wahlberechtigten Richterinnen und Richter sowie 
die Spitzenorganisationen der Berufsverbände der Rich-
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terinnen und Richter im Lande können Wahlvorschläge 
machen. Die richterlichen Wahlvorschläge müssen von 
einem Zwanzigstel der Wahlberechtigten unterzeichnet 
sein. Die Unterzeichnung durch 30 Wahlberechtigte ge-
nügt in jedem Fall.“

38. § 26 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt geändert:

Das Wort „Stellvertreter“ wird durch die Wörter „stellver-
tretenden Mitglieder“ ersetzt.

b) In Absatz 3 werden vor dem Wort „Nachfolger“ die Wör-
ter „eine Nachfolgerin oder“ eingefügt.

c) In Absatz 4 wird das Wort „Stellvertreter“ durch die Wör-
ter „stellvertretendes Mitglied“ ersetzt.

39. § 28 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden vor dem Wort „Bewerber“ die Wör-
ter „Bewerberinnen und“ und vor dem Wort „Rich-
ter“ die Wörter „Richterinnen und“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden vor dem Wort „Bewerber“ die Wör-
ter „Bewerberinnen und“ eingefügt.

cc) In Satz 3 werden vor dem Wort „Bewerber“ die Wör-
ter „Bewerberinnen und“ eingefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„Der Präsidialrat gibt eine schriftlich begründete Stel-
lungnahme über die persönliche und fachliche Eignung 
derjenigen Person ab, die die oberste Dienstbehörde er-
nennen will. Er kann auch zu anderen Bewerberinnen und 
Bewerbern Stellung nehmen und im Rahmen der Bewer-
bungen Gegenvorschläge machen.“

40. § 28a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 4 werden vor den Wörtern „einen anderen Be-
werber“ die Wörter „eine andere Bewerberin oder“ ein-
gefügt.

b) In Absatz 5 werden vor den Wörtern „der Ministerpräsi-
dent“ die Wörter „die Ministerpräsidentin oder“ eingefügt 
und das Wort „ihm“ gestrichen.

41. § 31 wird wie folgt geändert:

a) In Satz 1 werden vor dem Wort „Richter“ jeweils die 
Wörter „Richterinnen und“ eingefügt.

b) In Satz 3 wird das Wort „Justizministerium“ durch die 
Wörter „für Justiz zuständige Ministerium“ ersetzt.

42. § 32 wird wie folgt geändert:

a) In Nummer 1 werden vor dem Wort „Richter“ jeweils die 
Wörter „Richterinnen und“ eingefügt.

b) In Nummer 3 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

c) Nummer 4 wird wie folgt geändert:

aa) In Buchstabe b) werden vor den Wörtern „eines 
Richters“ die Wörter „einer Richterin oder“ einge-
fügt.

bb) In Buchstabe d) werden vor den Wörtern „ein Rich-
ter“ die Wörter „eine Richterin oder“ eingefügt so-
wie das Wort „seine“ durch das Wort „die“, das Wort 
„seiner“ durch das Wort „der“ und das Wort „er“ 
durch die Wörter „die Person“ ersetzt.

cc) In Buchstabe g) werden vor dem Wort „Richtern“ die 
Wörter „Richterinnen und“ eingefügt.

43. § 34 wird wie folgt geändert:

Das Wort „Justizministerium“ wird durch die Wörter „für Jus-
tiz zuständige Ministerium“ ersetzt.

44. § 35 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 werden vor dem Wort „Richter“ jeweils die Wör-
ter „Richterinnen und“ und vor dem Wort „Vertreter“ die 
Wörter „Vertreterinnen und“ eingefügt.

45. Nach § 35 wird die Zwischenüberschrift „a) Dienstgericht“ 
gestrichen.

46. § 36 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 36 Besetzung des Dienstgerichts“.

b) In Nummer 1 werden vor den Wörtern „einem Vorsitzen-
den“ die Wörter „einer Vorsitzenden oder“ und vor den 
Wörtern „einem Beisitzer“ die Wörter „einer Beisitzerin 
oder“ eingefügt.

c) In Nummer 2 werden vor dem Wort „einem“ die Wörter 
„einer nichtständigen Beisitzerin oder“ eingefügt.

47. § 36a wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Vorsitzende“ die Wör-
ter „oder die“ eingefügt und die Wörter „der ständige 
Beisitzer“ durch die Wörter „das ständig beisitzende Mit-
glied“ ersetzt.

b) In Absatz 2 werden vor den Wörtern „den Vorsitzenden“ 
die Wörter „die Vorsitzende oder“ und vor dem Wort 
„Beisitzer“ die Wörter „Beisitzerinnen und“ eingefügt.

c) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„Für die Fälle, in denen auch die regelmäßige Vertretung 
eines ständigen Mitglieds an der Mitwirkung verhindert 
ist, bestimmt das Präsidium des Verwaltungsgerichts 
Greifswald zu Beginn eines jeden Geschäftsjahres für 
jede regelmäßige Vertretung aus den Richterinnen und 
Richtern dieses Gerichts vier zeitweilige Vertretungen 
und legt die Reihenfolge ihrer Heranziehung fest.“
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48. § 36b wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden die Wörter „Der nichtständige Beisit-
zer“ durch die Wörter „Das nichtständig beisitzende Mit-
glied“ ersetzt und vor den Wörtern „der betroffene Rich-
ter“ die Wörter „die betroffene Richterin oder“ eingefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„Das beisitzende Mitglied ist bei der ersten Entscheidung 
heranzuziehen, die in einem Verfahren erforderlich wird. 
Die Heranziehung erstreckt sich auf das gesamte Ver-
fahren. Ist ein beisitzendes Mitglied bei der ersten Ent-
scheidung an der Mitwirkung verhindert, so tritt der oder 
die Nächstfolgende für das gesamte Verfahren an dessen 
Stelle. Ist ein beisitzendes Mitglied bei späteren Entschei-
dungen verhindert, wird es durch den oder die Nächstfol-
gende für die Dauer der Verhinderung vertreten.“

c) Absatz 4 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Sind alle nicht ständig beisitzenden Mitglieder eines Ge-
richtszweigs verhindert, so ist ein beisitzendes Mitglied 
aus der Vorschlagsliste eines anderen Gerichtszweigs he-
ranzuziehen.“

49. Nach § 36b wird die Zwischenüberschrift „b) Dienstgerichts-
hof“ gestrichen.

50. § 36c wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 36c
Besetzung des Dienstgerichtshofs“.

b) In Nummer 1 werden vor den Wörtern „einem Vorsitzen-
den“ die Wörter „einer Vorsitzenden oder“ und vor dem 
Wort „Beisitzer“ die Wörter „Beisitzerinnen oder“ einge-
fügt.

c) In Nummer 2 werden vor dem Wort „Beisitzer“ die Wör-
ter „Beisitzerinnen oder“ eingefügt.

51. § 36d wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 Satz 1 wird wie folgt gefasst:

„Für die Bestimmung der oder des Vorsitzenden und der 
ständigen beisitzenden Mitglieder sowie deren Vertretung 
gilt § 36a entsprechend.“

b) In Absatz 2 wird das Wort „Beisitzer“ durch die Wörter 
„beisitzenden Mitglieder“ ersetzt.

52. § 38 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert:

aa) In Nummer 1 werden die Wörter „des Richters“ ge-
strichen.

bb) In Nummer 2 werden die Wörter „der Richter“ durch 
die Wörter „er oder sie“ ersetzt.

cc) In Nummer 3 werden die Wörter „der Richter“ durch 
die Wörter „er oder sie“ ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gefasst:

„Die Rechte und die Pflichten als Mitglied ruhen wäh-
rend einer Abordnung an eine Verwaltungsbehörde oder 
an eine andere Stelle als ein Gericht.“

53. § 39 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Richter“ die Wörter 
„Richterinnen und“ eingefügt.

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden vor den Wörtern „einen Richter“ 
die Wörter „eine Richterin oder“ eingefügt.

bb) In Satz 3 werden vor den Wörtern „den Richter“ die 
Wörter „die Richterin oder“ eingefügt.

54. § 40 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Satz 2 werden vor den Wörtern „des Richters“ 
die Wörter „der Richterin oder“ eingefügt.

b) In Absatz 2 Satz 1 werden vor den Wörtern „dem Richter“ 
die Wörter „der Richterin oder“ eingefügt.

c) In Absatz 3 Satz 1 werden das Wort „Der“ gestrichen und 
vor dem Wort „Richter“ die Wörter „Die Richterin oder 
der“ eingefügt.

55. § 41 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 41
Ermittlungsführende, Pflegerin oder Pfleger, Betreuerin oder 

Betreuer“.

b) In Absatz 1 werden vor den Wörtern „ein Richter“ die 
Wörter „eine Richterin oder“ eingefügt.

c) In Absatz 2 werden die Wörter „Zum Betreuer oder Pfle-
ger“ durch die Wörter „Zur Betreuerin oder zum Betreuer 
sowie zur Pflegerin oder zum Pfleger“ sowie das Wort 
„Berufsrichter“ durch das Wort „Richteramt“ ersetzt.

d) In Absatz 3 werden die Wörter „Richter und Staatsanwäl-
te“ durch die Wörter „Richterinnen und Richter sowie 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte“ ersetzt.

e) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:

„In Verfahren gegen Richterinnen und Richter der ordent-
lichen Gerichtsbarkeit und gegen Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte nehmen die Generalstaatsanwältin oder der 
Generalstaatsanwalt die Aufgaben der Vertreterin oder 
des Vertreters der obersten Dienstbehörde wahr. In Ver-
fahren gegen Richterinnen und Richter der anderen Ge-
richtsbarkeiten kann die oberste Dienstbehörde der Ge-
neralstaatsanwältin oder dem Generalstaatsanwalt diese 
Aufgaben übertragen.“
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56. § 42 wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 werden vor den Wörtern „des Vertreters“ die Wör-
ter „der Vertreterin oder“ eingefügt.

57. § 43 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden vor den Wörtern „ein Richter“ die 
Wörter „eine Richterin oder“ und vor dem Wort „Beam-
ter“ die Wörter „Beamtin oder“ eingefügt.

b) In Absatz 3 werden vor dem Wort „Staatsanwälte“ die 
Wörter „Staatsanwältinnen und“ eingefügt.

58. § 44 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst: 

„§ 44 Richterinnen und Richter auf Probe und kraft 
Auftrags“

b) Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

„Gegen eine Richterin oder einen Richter auf Probe oder 
kraft Auftrags findet ein gerichtliches Disziplinarverfah-
ren nicht statt, wenn die Richterin oder der Richter wegen 
eines Verhaltens entlassen werden soll, das bei einer Rich-
terin oder einem Richter auf Lebenszeit eine im gericht-
lichen Disziplinarverfahren zu verhängende Disziplinar-
maßnahme zur Folge hätte.“

c) Absatz 2 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden die Wörter „Richter auf Probe und 
Richter kraft Auftrags“ durch die Wörter „Richterin-
nen und Richter auf Probe oder kraft Auftrags“ er-
setzt.

bb) In Satz 2 werden vor den Wörtern „des Richters“ die 
Wörter „der Richterin oder“ eingefügt.

d) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

„Ist eine Richterin oder ein Richter kraft Auftrags aus 
dem Richterverhältnis entlassen worden, so steht dies der 
Durchführung eines gerichtlichen Disziplinarverfahrens 
nach den für Beamte geltenden Vorschriften nicht ent-
gegen.“

59. § 48 wird wie folgt geändert:

In Satz 1 werden vor den Wörtern „des Richters“ die Wörter 
„der Richterin oder“ eingefügt.

60. § 49 wird wie folgt geändert:

a) Absatz 1 bis 3 werden wie folgt gefasst:

„(1) Hält die oberste Dienstbehörde eine Richterin oder 
einen Richter auf Lebenszeit oder auf Zeit für dienstun-
fähig und stellt die oder der Betroffene keinen schrift-
lichen Antrag auf Versetzung in den Ruhestand, so teilt 
die oberste Dienstbehörde der betroffenen Person, deren 
Betreuerin oder Betreuer oder deren Pflegerin oder Pfle-

ger mit, dass die Versetzung in den Ruhestand beabsich-
tigt sei; dabei sind die Gründe für die Versetzung in den 
Ruhestand anzugeben. Zur Betreuerin oder zum Betreuer 
sowie zur Pflegerin oder Pfleger kann nur eine Richterin 
oder ein Richter bestellt werden.

(2) Stimmen die Richterin oder der Richter, die Betreue-
rin oder der Betreuer oder die Pflegerin oder der Pfleger 
der Versetzung in den Ruhestand nicht innerhalb eines 
Monats zu, so ordnet die oberste Dienstbehörde die Ein-
stellung oder Fortführung des Verfahrens an. Die An-
ordnung ist der Richterin oder dem Richter oder aber der 
Betreuerin, dem Betreuer, der Pflegerin oder dem Pfleger 
zuzustellen.

(3) Wird das Verfahren fortgeführt, so wird eine Richterin 
oder ein Richter mit der Ermittlung des Sachverhalts beauf-
tragt; sie oder er hat die Rechte und Pflichten einer Ermitt-
lungsführerin oder eines Ermittlungsführers im behördli-
chen Disziplinarverfahren. Die Richterin oder der Richter 
oder die Betreuerin, der Betreuer, die Pflegerin oder der 
Pfleger sind zu den Vernehmungen zu laden und nach Ab-
schluss der Ermittlungen zu deren Ergebnis zu hören.“

b) In Absatz 4 Satz 1 werden vor den Wörtern „des Richters“ 
die Wörter „der Richterin oder“ eingefügt.

c) In Absatz 5 Satz 1 werden vor den Wörtern „der Richter“ 
die Wörter „die Richterin oder“ eingefügt und die Wörter 
„dem Richter oder seinem Betreuer oder Pfleger“ durch die 
Wörter „der Richterin oder dem Richter oder der Betreue-
rin, dem Betreuer, der Pflegerin oder dem Pfleger“ ersetzt.

d) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Satz 1 werden vor den Wörtern „den Richter“ die 
Wörter „die Richterin oder“ eingefügt.

bb) In Satz 2 werden vor den Wörtern „der Richter“ die 
Wörter „die Richterin oder“ eingefügt.

cc) In Satz 3 werden vor dem Wort „ihm“ die Wörter „ihr 
oder“ eingefügt.

dd) In Satz 4 werden vor den Wörtern „der Richter“ die 
Wörter „die Richterin oder“ eingefügt.

61. Nach § 52 wird die Zwischenüberschrift wie folgt gefasst:

„VIERTER ABSCHNITT – Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte“.

62. § 53 wird wie folgt geändert:

a) Die Überschrift wird wie folgt gefasst:

„§ 53
Für Staatsanwältinnen und Staatsanwälte geltende 

Vorschriften“.

b) Vor dem Wort „Staatsanwälte“ werden die Wörter „Staats-
anwältinnen und“ eingefügt.

63. § 54 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 Nr. 2 wird das Wort „Justizministerium“ durch 
die Wörter „für Justiz zuständigen Ministerium“ ersetzt.
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b) In Absatz 2 werden vor den Wörtern „des Generalstaats-
anwalts“ die Wörter „der Generalstaatsanwältin oder“ 
eingefügt.

c) In Absatz 3 werden vor dem Wort „Staatsanwälte“ jeweils 
die Wörter „Staatanwältinnen und“ eingefügt.

d) In Absatz 5 Nr. 2 werden die Wörter „eines Staatsan-
walts“ und „dessen“ gestrichen.

e) Absatz 6 wird wie folgt geändert:

aa) In Nr. 1 werden die Wörter „eines Staatsanwalts“ ge-
strichen und vor den Wörtern „der Staatsanwalt“ die 
Wörter „die Staatsanwältin oder“ eingefügt.

bb) In Nr. 2 werden vor dem Wort „Staatsanwälte“ die 
Wörter „Staatsanwältinnen und“ eingefügt.

64. § 55 wird wie folgt geändert:

a) In Absatz 1 werden vor dem Wort „Staatsanwälten“ die 
Wörter „Staatsanwältinnen oder“ eingefügt.

b) In Absatz 2 werden das Wort „Justizministerium“ durch 
die Wörter „für Justiz zuständigen Ministerium“ ersetzt 
und vor den Wörtern „einem Vorsitzenden“ die Wörter 
„einer oder“ eingefügt.

c) Absatz 3 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

„Für den erweiterten Hauptstaatsanwaltsrat gelten die Vor-
schriften über den Präsidialrat entsprechend mit der Maß-
gabe, dass der Vorsitz von der Generalstaatsanwältin oder 
dem Generalstaatsanwalt oder in Stellvertretung von ihrer 
oder seiner regelmäßigen Vertretung eingenommen wird.“

d) In Absatz 4 werden vor dem Wort „Staatsanwälten“ die 
Wörter „Staatsanwältinnen und“ eingefügt und die Wör-
ter „Richter auf Probe und Richter kraft Auftrags“ durch 
die Wörter „Richterinnen und Richter auf Probe oder 
kraft Auftrags“ ersetzt.

65. § 55a wird wie folgt geändert:

In Absatz 1 werden vor dem Wort „Staatsanwälte“ die Wörter 
„Staatsanwältinnen und“ eingefügt.

66. § 55b wird wie folgt geändert:

Vor dem Wort „Staatsanwälte“ werden die Wörter „Staatsan-
wältinnen und“ eingefügt.

67. § 56 wird wie folgt gefasst:

„§ 56
Zuständigkeit der Dienstgerichte für Richterinnen und 

Richter

In Disziplinarverfahren, auch gegen Staatsanwältinnen und 
Staatsanwälte im Ruhestand, entscheiden die Dienstgerichte 
(§ 122 Absatz 4 des Deutschen Richtergesetzes). Die Vorschrif-
ten für Richterinnen und Richter gelten entsprechend, soweit in 
den folgenden Vorschriften nichts anderes bestimmt ist.“

68. § 57 wird wie folgt gefasst:

„§ 57
Bestellung der nichtständigen Beisitzerinnen und Beisitzer

(1) Als nichtständige Beisitzerinnen und Beisitzer wirken 
in den Dienstgerichten Staatsanwältinnen und Staatsanwäl-
te mit, die das 30. Lebensjahr vollendet haben. Sie werden 
auf vier Jahre von dem für Justiz zuständigen Ministerium 
bestellt. Die Spitzenorganisationen der Berufsverbände der 
Staatsanwältinnen und Staatsanwälte im Lande können Vor-
schläge für die Bestellung machen.

(2) Nichtständig Beisitzende treten jeweils an die Stelle eines 
nach § 36 bestimmten beisitzenden Mitglieds.

(3) Die oder der Dienstvorgesetzte darf in Verfahren gegen die 
der eigenen Dienstaufsicht unterstehenden Staatsanwältinnen 
und Staatsanwälte nicht als beisitzendes Mitglied mitwirken.“

69. § 58 wird wie folgt geändert:

Das Wort „Beisitzer“ wird durch die Wörter „beisitzenden 
Mitglieder“ ersetzt.

70. Der Wortlaut des § 60 wird wie folgt gefasst:

„Zur Untersuchungsführerin oder zum Untersuchungsführer 
kann nur eine Richterin, ein Richter, eine Staatsanwältin oder 
ein Staatsanwalt bestellt werden.“

71. § 62 wird wie folgt geändert:

Das Wort „Justizministerium“ wird durch die Wörter „für Jus-
tiz zuständige Ministerium“ ersetzt.

Artikel 2
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1. Oktober 2023 in Kraft.

Schwerin, den 22. August 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Die Ministerin für Justiz,
Gleichstellung und Verbraucherschutz

Jacqueline Bernhardt

Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt. Es ist im Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Mecklenburg-Vorpommern zu verkünden.
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Gemäß Artikel 2 Absatz 2 Satz 3 des Gesetzes zum Dritten Me-
dienänderungsstaatsvertrag vom 19. Mai 2023 (GVOBl. M-V 
S. 642) wird bekannt gegeben, dass der Dritte Medienänderungs-
staatsvertrag nach Maßgabe seines Artikels 2 Absatz 2 Satz 1 am 
1. Juli 2023 in Kraft getreten ist.

Bekanntmachung über das Inkrafttreten des Dritten Staatsvertrages zur 
Änderung medienrechtlicher Staatsverträge

(Dritter Medienänderungsstaatsvertrag)

(GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2251 - 85)

Schwerin, den 10. August 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig
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§ 1
Vorschuss

(1) Der Vorschuss nach § 8 Absatz 1 Satz 1 des Landesbesol-
dungsgesetzes wird den Berechtigten nach § 1 des Landesbesol-
dungsgesetzes (Berechtigte) monatlich gewährt.

(2) Der Vorschuss beträgt 50 Prozent der Differenz zwischen den 
Dienstbezügen oder Anwärterbezügen, die den Berechtigten vor 
Beginn der Familienpflegezeit oder Pflegezeit zustehen, und den 
Dienstbezügen oder Anwärterbezügen, die ihnen während der Fa-
milienpflegezeit oder Pflegezeit zustehen.

(3) Ist die Pflegezeit als Urlaub ohne Anspruch auf Besoldung 
bewilligt worden, so sind als Dienstbezüge oder Anwärterbezüge, 
die während der Familienpflegezeit oder Pflegezeit zustehen, die 
Dienstbezüge zu Grunde zu legen, die bei einer Teilzeitbeschäfti-
gung mit 15 Wochenstunden zustehen würden.

(4) Bei der Berechnung des Vorschusses bleiben unberücksichtigt:

1. Bezüge, die nicht der anteiligen Kürzung nach § 6 Absatz 1 
des Landesbesoldungsgesetzes unterliegen,

2. steuerfreie Bezüge sowie

3. Zuschläge, Zulagen, Vergütungen, Zuschüsse und sonstige 
Bezüge, die nicht regelmäßig oder nicht in festen Monatsbe-
trägen gewährt werden.

§ 2
Verrechnung

(1) Der Vorschuss ist mit Beginn des Monats, der auf die Beendi-
gung der Familienpflegezeit oder Pflegezeit folgt, mit den laufen-
den Dienstbezügen, Anwärterbezügen oder Versorgungsbezügen 
zu verrechnen. Der Vorschuss wird in gleichen Monatsbeträgen 
verrechnet. Der Zeitraum der Verrechnung entspricht dem Zeit-
raum der Familienpflegezeit oder Pflegezeit. Der Vorschuss wird 
auch dann verrechnet, wenn die Bewilligung der Familienpflege-
zeit oder Pflegezeit widerrufen wird. Der Vorschuss ist auch bei 
Eintritt oder Versetzung in den Ruhestand zu verrechnen.

(2) Die Verrechnung endet am Vortag des Monats, in dem die oder 
der Berechtigte stirbt oder wegen Dienstunfähigkeit in den Ruhe-
stand versetzt wird. Die Verrechnung beginnt wieder, wenn die 
oder der Berechtigte erneut in das Beamtenverhältnis oder das 
Richterverhältnis berufen wird.

§ 3
Rückzahlung

(1) Endet das Beamtenverhältnis nach § 21 Nummern 1 bis 3 oder 
§ 22 Absatz 4 des Beamtenstatusgesetzes oder das Richterverhält-

nis nach den §§ 21, 22 oder 24 des Deutschen Richtergesetzes, ist 
der noch ausstehende Betrag bis zum Ablauf des auf den Monat 
der Beendigung folgenden Monats in einer Summe zurückzuzah-
len. Dies gilt entsprechend bei einem Wechsel zu einem anderen 
Dienstherrn.

(2) Abweichend von § 2 Absatz 1 kann den Berechtigten auf An-
trag gestattet werden, den Vorschuss bis zum Ende des Monats, 
der auf die Beendigung der Familienpflegezeit oder Pflegezeit 
folgt, in einer Summe zurückzuzahlen. Der Antrag muss vor Be-
endigung der Familienpflegezeit oder Pflegezeit gestellt werden.

§ 4
Härtefallregelung

(1) Auf Antrag der Berechtigten soll die zuständige Stelle im Fall 
der Verrechnung niedrigere als die sich nach Maßgabe des § 2 
Absatz 1 Satz 2 ergebenden Monatsbeträge festsetzen oder in Fäl-
len von § 3 Absatz 1 Monatsraten bewilligen, wenn dies zur Ver-
meidung einer besonderen Härte erforderlich ist. Eine besondere 
Härte liegt insbesondere vor, wenn der Pflegebedarf über die Fa-
milienpflegezeit oder Pflegezeit hinaus besteht, sodass es den Be-
rechtigten nicht zuzumuten ist, nach Ablauf der Familienpflege-
zeit oder Pflegezeit den Beschäftigungsumfang einzuhalten, der 
vor Beginn der Familienpflegezeit oder Pflegezeit vorlag. Eine 
besondere Härte liegt auch vor, wenn

1. sich Berechtigte wegen unverschuldeter finanzieller Belas-
tungen vorübergehend in ernsthaften Zahlungsschwierigkei-
ten befinden oder

2. es wahrscheinlich ist, dass Berechtigte durch die Verrechnung 
oder Rückzahlung des Vorschusses in der Form, wie sie für die 
Zeit nach Ablauf der Familienpflegezeit oder Pflegezeit vor-
gesehen ist, in ernsthafte Zahlungsschwierigkeiten geraten.

Entscheidungen nach Satz 1 bedürfen im Bereich der Landesver-
waltung des Einvernehmens der obersten Dienstbehörde.

(2) Der Vorschuss ist auch in den Fällen des Absatzes 1 vollstän-
dig zu verrechnen oder zurückzuzahlen; der Rückzahlungszeit-
raum nach § 2 Absatz 1 Satz 3 verlängert sich entsprechend.

(3) In der Regel sind mindestens 5 Prozent der monatlichen 
Dienstbezüge oder Anwärterbezüge einzubehalten; bei Berech-
tigten im Ruhestand treten an die Stelle der monatlichen Dienst-
bezüge die Versorgungsbezüge vor Anwendung von Ruhens-, 
Kürzungs- und Anrechnungsregelungen.

§ 5
Zuständigkeit

Zuständig für die Gewährung, Rückzahlung und Verrechnung 
des Vorschusses ist die Stelle, die für die Festsetzung der Dienst-

Landesverordnung über einen Vorschuss bei der Inanspruchnahme von Familienpfl egezeit 
oder Pfl egezeit in Mecklenburg-Vorpommern

(Pfl egezeitvorschusslandesverordnung – Pfl ZVLVO M-V)

Vom 14. August 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. 2032 - 34 - 2

Aufgrund des § 8 Absatz 3 des Landesbesoldungsgesetzes vom 11. Mai 2021 (GVOBl. M-V S. 600), das zuletzt durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 13. Dezember 2022 (GVOBl. M-V S. 637, 639) geändert worden ist, verordnet die Landesregierung:
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bezüge oder der Anwärterbezüge zuständig ist. Abweichend von 
Satz 1 ist für die Rückzahlung und Verrechnung des Vorschusses 
nach Eintritt oder Versetzung von Berechtigten in den Ruhestand 
die Stelle zuständig, die für die Festsetzung der Versorgungsbe-
züge zuständig ist.

§ 6
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft.

Schwerin, den 14. August 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Der Finanzminister
Dr. Heiko Geue

Der Minister für Inneres, Bau
und Digitalisierung

Christian Pegel
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Artikel 1

Die Anlage zu § 1 der Verordnung über die Höhe der Maut für die 
Benutzung der Warnow-Querung vom 30. Januar 2007 (GVOBl. 
M-V S. 50), die zuletzt durch die Verordnung vom 6. September 
2022 (GVOBl. M-V S. 522) geändert worden ist, wird wie folgt 
gefasst:

* Ändert VO vom 30. Januar 2007; GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. B 9290 - 11 - 4

Sechzehnte Verordnung zur Änderung der Verordnung über die Höhe der Maut 
für die Benutzung der Warnow-Querung*

Vom 18. August 2023

Aufgrund

- des § 5 Absatz 1 Satz 2 des Fernstraßenbauprivatfinanzierungsgesetzes in der Fassung der Bekanntmachung vom 6. Januar 2006 
(BGBl. I S. 49), das zuletzt durch Artikel 142 des Gesetzes vom 20. November 2019 (BGBl. I S. 1626, 1711) geändert worden 
ist, in Verbindung mit § 1 der Landesverordnung zur Übertragung der Ermächtigungen nach dem Fernstraßenbauprivatfinanzie-
rungsgesetz vom 19. Januar 2007 (GVOBl. M-V S. 31) sowie

in Verbindung mit

- § 5 Absatz 5 des Landesorganisationsgesetzes vom 14. März 2005 (GVOBl. M-V S. 98), das durch Artikel 8 Nummer 8 des Geset-
zes vom 28. Oktober 2010 (GVOBl. M-V S. 615, 618) geändert worden ist, und

- dem Organisationserlass der Ministerpräsidentin vom 21. Dezember 2021 (AmtsBl. M-V S. 1079), der zuletzt durch die Verwal-
tungsvorschrift vom 14. November 2022 (AmtsBl. M-V S. 642) geändert worden ist,

verordnet das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit:

„Anlage
(zu § 1)

Mauttarife
einschließlich der gesetzlichen Umsatzsteuer

Kategorie Höhe Achsen Fahrzeugtyp
(Beispiele) 360 Tage

Winter 
1. Nov. – 30. April

Sommer 
1. Mai – 31. Okt.

1 ≤ 2,05 m ≥ 2 Pkw, Motorrad 3,27 EUR 4,10 EUR 5,10 EUR
2 > 2,05 m

< 2,60 m
≥ 2 Transporter, Van 4,09 EUR 4,80 EUR 6,30 EUR

3 ≥ 2,60 m = 2 Lkw 12 t 9,29 EUR 10,30 EUR 13,50 EUR
4 ≥ 2,60 m = 3 Lkw 20 t 12,40 EUR 14,20 EUR 19,20 EUR
5 ≥ 2,60 m ≥ 4 Lkw 40 t 15,61 EUR 18,60 EUR 21,00 EUR“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 1. November 2023 in Kraft.

Schwerin, den 18. August 2023

Der Minister für Wirtschaft,
Infrastruktur, Tourismus und Arbeit

Reinhard Meyer
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§ 1
Gebietsbestimmung

(1) Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock sowie die Univer-
sitäts- und Hansestadt Greifswald sind Gebiete mit angespann-
tem Wohnungsmarkt im Sinne des § 556d Absatz 2 Satz 2 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches, in denen die Miete zu Beginn des 
Mietverhältnisses die ortsübliche Vergleichsmiete höchstens 
um 10 Prozent übersteigen darf. Satz 1 gilt bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2025.

(2) Die Hanse- und Universitätsstadt Rostock und die Universi-
täts- und Hansestadt Greifswald sind Gemeinden im Sinne des 
§ 558 Absatz 3 Satz 2 des Bürgerlichen Gesetzbuches, in denen 
die ausreichende Versorgung der Bevölkerung mit Mietwohnun-
gen zu angemessenen Bedingungen besonders gefährdet ist und 
die Kappungsgrenze daher für Mieterhöhungen 15 Prozent be-
trägt.

§ 2
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Oktober 2023 in Kraft und mit Ab-
lauf des 30. September 2028 außer Kraft.

* Die Begründung zur Mietpreisbegrenzungs- und Kappungsgrenzenlandesverordnung ist veröffentlicht im Amtsblatt für Mecklenburg-Vorpommern vom 4. September 2023 
auf Seite 558.

Landesverordnung zur Bestimmung von Gebieten nach 
§ 556d und § 558 des Bürgerlichen Gesetzbuches

(Mietpreisbegrenzungs- und Kappungsgrenzenlandesverordnung – MietBgKaLVO M-V)*

Vom 26. August 2023

GS Meckl.-Vorp. Gl. Nr. B 400 - 2 - 5

Aufgrund der § 556d Absatz 2 Satz 1 und § 558 Absatz 3 Satz 3 des Bürgerlichen Gesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 2. Januar 2002 (BGBl. I S. 42, 2909; 2003 I S. 738), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 14. März 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 72) geändert worden ist, verordnet die Landesregierung:

Schwerin, den 26. August 2023

Die Ministerpräsidentin
Manuela Schwesig

Der Minister für Inneres, Bau
und Digitalisierung

Christian Pegel
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Die Änderungsverordnung ist veröffentlicht im Mittl.bl. BM M-V 
vom 18. August 2023 S. 219.

* Ändert VO vom 17. Dezember 2004; GS Meckl.-Vorp. Gl.-Nr. 223 - 3 - 63

Hinweis auf Verkündungen im Mitteilungsblatt des Bildungsministeriums

Sechste Verordnung zur Änderung der „Verordnung über die Durchführung von 
Statistiken an allgemein bildenden und berufl ichen Schulen“

(Schulstatistikverordnung – SchulstatVO M-V)*

Vom 14. August 2023




